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HESSISCHES MINISTERIUM FÜR WISSENSCHAFT UND KUNST

Richtlinie für Denkmalbehörden im Hinblick auf die Geneh-
migung von Solaranlagen an bzw. auf Kulturdenkmälern 
nach § 2 Abs. 1 und 3 des Hessischen Denkmalschutz-
gesetz (HDSchG) in der Fassung vom 28. November 2016 
(GVBl. S. 211)

Ziel dieser Richtlinie ist die Herstellung von genehmigungsfähigen 
Anträgen nach § 18 HDSchG als Beitrag zur erfolgreichen Durch-
führung der Energiewende.

Keine Geltung entfaltet diese Richtlinie für Bodendenkmäler nach 
§ 2 Abs. 2 HDSchG sowie Kulturdenkmäler, die im Schutzbereich 
einer anerkannten oder potentiellen UNESCO-Welterbestätte lie-
gen (vgl. § 3 HDSchG).

1. Jede An- oder Aufbringung einer Solaranlage wie Photo-
voltaik oder Solarthermie bedarf einer denkmalschutzrecht-
lichen Genehmigung nach § 18 HDSchG. Zugleich bestimmt 
§ 9 Abs. 1 Satz 3 HDSchG, dass bei der Genehmigungsent-
scheidung die Belange des Klima- und Ressourcenschutzes 
in der stets vorzunehmenden Abwägungsentscheidung be-
sonders zu berücksichtigen sind. Eine vorrangige Be-
rücksichtigung dieser Belange ist jedoch weder nach dem 
HDSchG noch nach § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
2023 (EEG 2023) normiert. Die in § 2 EEG 2023 enthaltene 
Wertentscheidung bedeutet nicht, dass erneuerbaren Ener-
gien pauschal ein Vorrang einzuräumen ist, sondern ledig-
lich, dass die erneuerbaren Energien mit entsprechendem 
Gewicht in die Abwägung eingehen müssen. Denkmalschutz 
genießt in Hessen Verfassungsrang, daher muss in jedem 
Einzelfall eine umfassende Abwägung mit den Belangen des 
Denkmalschutzes erfolgen.

2. Ausgangspunkt jeder Abwägungsentscheidung sind die im 
Denkmalverzeichnis beschriebenen Ausweisungsgründe 
sowie der Begründungstext des betroffenen Kulturdenkmals. 
Sofern erweiter te Kenntnisse aus objekt- oder f lächen-
bezogenen denkmalfachlichen Untersuchungen vorliegen, 
sind diese gleichfalls zur Entscheidungsfindung heranzu-
ziehen.

3. Eine Genehmigung für Solaranlagen ist regelmäßig zu 
erteilen. Allenfalls bei erheblicher Beeinträchtigung eines 
Kulturdenkmals kommt eine abweichende Entscheidung in Be-
tracht. Diese Richtlinie ist mit dem Ziel anzuwenden, die Be-
einträchtigung im Einzelfall so zu reduzieren, dass es zu einer 
Genehmigungsfähigkeit kommen kann.
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4. Insbesondere bei folgenden Sachverhalten kann eine erheb-
liche Beeinträchtigung eines Kulturdenkmals vorliegen:

– Bei künstlerischen oder städtebaulichen Ausweisungsgrün-
den eines Kulturdenkmals,

– bei ortsbildprägenden Gesamtanlagenobjekten (die her-
ausragend an bedeutenden Plätzen, Straßenzügen oder 
in Sichtachsen liegen),

– bei erheblichen Eingriffen in die denkmalwerte Bausubs-
tanz (zum Beispiel Dachkonstruktion, Dachhaut, Fassade),

– bei einer Gefährdung der Statik eines Kulturdenkmals.

5. Zur Verringerung der Erheblichkeit der Beeinträchtigung ist 
wie folgt zu verfahren:

a) Prüfen, ob sich Alternativstandorte beispielsweise auf 
nachrangigen Nebengebäuden besser für die Errichtung 
von Solaranlagen eignen.

b) Prüfen, ob nicht sichtbare und verborgene oder zumindest 
untergeordnete und eingerückte Teile des Daches für eine 
Anbringung von Solaranlagen in Frage kommen.

c) Prüfen, wie eine Solaranlage möglichst zurückhaltend an-
gebracht und der Dachfläche gestalterisch untergeordnet 
werden kann:

– Hier ist eine f lächige und geschlossene Anordnung 
(keine Sägezahnverlegung) mit Abstand zu den Dach-
kanten zu favorisieren.

– Die Solaranlage sollte einschließlich ihrer Rahmen matt 
und farblich einheitlich gestaltet sein und sich möglichst 
der Dachfarbe anpassen. Von Vorteil ist es, wenn die Mo-
dule nicht oder kaum als Einzelelemente hervorstechen.

d) Der Ermessens- und Beurteilungsspielraum ist auszu-
schöpfen, was insbesondere bedeutet, dass auch Neben-
bestimmungen in Betracht zu ziehen sind, um zu einer Ge-
nehmigungsfähigkeit zu gelangen.

Die technische Entwicklung von Solaranlagen schreitet stetig 
voran, so dass eine regelmäßige Aktualisierung dieser Richtlinie 
erfolgen wird.

Wiesbaden, den 6. Oktober 2022

Hessisches Ministerium  
für Wissenschaft und Kunst
HMWK – 784/12.000-(0053)
– Gült.-Verz. 76, 890, 894 –
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HESSISCHES MINISTERIUM  
FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE, VERKEHR UND WOHNEN

für Felssicherungen an der Bundesstraße 54 zwischen der 
K 682 und der L 3274

Auf Antrag von Hessen Mobi l  – St raßen- und Verkehrs-
management Wiesbaden ist der Plan für Felssicherungen an der 
Bundesstraße 54 zwischen der K 682 und der L 3274 einschließ-
lich der Realisierung landschaftspflegerischer Maßnahmen mit 
den sich aus den Violetteintragungen in den Planunterlagen er-
gebenden Änderungen und Ergänzungen vom Hessischen Minis-
terium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen (HMWEVW) 
am 25. Juli 2022 – Geschäftszeichen VI 1-D-061-k-06#2.199 – 
festgestellt worden (§§ 17 ff. FStrG in Verbindung mit §§ 72 ff. 
HVwVfG).

I. Gegenstand der Planfeststellung

Das planfestgestellte Vorhaben umfasst die Sicherung von Fels-
böschungen entlang der B 54 zwischen der Einmündung der K 682 
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und der L 3274 im Bereich der Stützelmühle in der Gemeinde 
Hohenstein und die damit verbundenen folgenden Maßnahmen:

Herstellung von auf liegenden Steinschlagschutznetzen, Auf-
fangschürzen und einer Steinschlagbarriere sowie landschafts-
pflegerische Kompensationsmaßnahmen.

II. Weitere von der Planfeststellung umfasste  
Entscheidungen

1. Naturschutzrechtliche Entscheidungen

-
schaft im Sinne des § 14 Abs. 1 BNatSchG wird zugelassen (§ 17 
Abs. 1 und § 15 BNatSchG).

– Eine Ausnahme von § 34 Abs. 2 BNatSchG für das FFH-Ge-

(DE 5814-303) wird unter Berücksichtigung der vorgesehenen 
Kohärenzsicherungsmaßnahmen zugelassen (§ 34 Abs. 3, 5 
BNatSchG).



Nr. 44 Staatsanzeiger für das Land Hessen – 31. Oktober 2022 Seite 1229

III. Nebenbestimmungen, Auflagen

Dem Vorhabenträger wurden zum Wohl der Allgemeinheit und zur 
Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer die er-
forderlichen Nebenbestimmungen auferlegt, insbesondere Auf-
lagen zum Naturschutz und zum Gewässerschutz.

IV. Entscheidungen über Anträge, Stellungnahmen und 
Einwendungen sowie Zusagen

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle Stellungnahmen 
und fristgemäß eingegangenen Einwendungen entschieden wor-
den, soweit ihnen nicht durch Planänderungen oder Zusagen ent-
sprochen worden ist oder diese sich nicht auf andere Art und 
Weise im Laufe des Verfahrens erledigt haben.

V. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die vorstehende Entscheidung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung Klage beim

Hessischen Verwaltungsgerichtshof
Goethestraße 41-43
34119 Kassel

erhoben werden.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (das ist das Land Hes-
sen, vertreten durch das Hessische Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Wohnen) und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen nach Klage-
erhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst 
nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, können durch das 
Gericht zurückgewiesen werden.

Die Klage gegen diesen Planfeststellungsbeschluss hat keine auf-
schiebende Wirkung. Der Antrag auf Wiederherstellung der auf-
schiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen den Planfest-
stellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nach 
§ 17e Abs. 3 FStrG nur innerhalb eines Monats nach der Zu-
stellung dieses Planfeststellungsbeschlusses beim Hessischen 
Verwaltungsgerichtshof gestellt und begründet werden.

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Be-
teiligte, soweit er einen Antrag stellt, durch einen Rechtsanwalt 
oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung 
zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. 
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Auf-
gaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Be-
schäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder 
juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der 
von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlüsse vertreten lassen.

Hinweis:
Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses und eine 
Ausfertigung des festgestellten Planes (er umfasst die im Be-
schuss unter Zif fer A.I. genannten Unterlagen) werden in der 
Gemeinde Hohenstein nach ortsüblicher/öffentlicher Bekannt-
machung zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt. Als Zeitpunkt der 
Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses gilt nach § 74 Abs. 4 
Satz 3 HVwVfG das Ende der Auslegungsfrist. Dies gilt nicht für 
die Beteiligten, denen der Planfeststellungsbeschluss mittels Zu-
stellungsurkunde zugestellt wurde.

Hinweis nach § 74 Abs. 5 Satz 2, Abs. 4 Satz 2 HVwVfG

Der Planfeststellungsbeschluss mit Rechtsbehelfsbelehrung und 
der planfestgestellte Plan kann in der Zeit vom 1. November 2022 
bis einschließlich 14. November 2022

im Internet auf dem UVP-Portal der Länder (www.uvp-verbund.
de) und auf dem Verwaltungsportal Hessen (https://verwaltungs-
por tal.hessen.de/ themen/ informat ion/straßenbau-bekannt-
machungen-planfeststellung)

und

beim Bauamt der Gemeinde Hohenstein, Schwalbacher Straße 1, 
65329 Hohenstein, Zimmer 2.05, zu den allgemeinen Öffnungs-
zeiten

Montag, Dienstag, Donnerstag: 7:30 bis 11:30 Uhr, 13:00 bis 15:00 Uhr
Mittwoch: 7:30 bis 11:30 Uhr, 15:30 bis 18:30 Uhr
Freitag: 7:30 bis 11:30 Uhr

eingesehen werden. Es liegt jeweils eine Ausfertigung des Plan-
feststellungsbeschlusses und des festgestellten Planes aus.

Denjenigen, über deren Einwendungen entschieden worden ist, 
und den Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 HVwVfG, über 

deren Stellungnahmen entschieden worden ist, wird der Planfest-
stellungsbeschluss individuell zugestellt. Gegenüber den übrigen 
Betroffenen gilt der Planfeststellungsbeschluss mit dem Ende der 
Auslegungsfrist als zugestellt (vgl. § 74 Abs. 4 Satz 3 HVwVfG).

Wiesbaden, den 18. Oktober 2022

Hessisches Ministerium für Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Wohnen
VI 1-D-061-k-06#2.199

StAnz. 44/2022 S. 1228

für Felssicherungen an der Bundesstraße 54 zwischen der 
K 694 und Burg Hohenstein (K 682)

Auf Antrag von Hessen Mobi l  – St raßen- und Verkehrs-
management Wiesbaden ist der Plan für Felssicherungen an 
der Bundesstraße 54 zwischen der K 694 und Burg Hohenstein 
(K 682) einschließlich der Realisierung landschaftspflegerischer 
Maßnahmen mit den sich aus den Violetteintragungen in den 
Planunter lagen ergebenden Änderungen und Ergänzungen 
vom Hessischen Ministerium für Wir tschaft, Energie, Verkehr 
und Wohnen (HMWEVW) am 23. August 2022 – Geschäf ts-
zeichen VI 1-D-061-k-06#2.200 – festgestellt worden (§§ 17 ff. 
FStrG in Verbindung mit §§ 72 ff. HVwVfG).

I. Gegenstand der Planfeststellung

Das planfestgestellte Vorhaben umfasst die Sicherung von Fels-
böschungen entlang der B 54 der K 694 und Burg Hohenstein 
(K 682) in der Gemeinde Hohenstein und die damit verbundenen 
folgenden Maßnahmen:

Herstellung von auf liegenden Steinschlagschutznetzen, Auf-
fangschürzen und einer Steinschlagbarriere sowie landschafts-
pflegerische Kompensationsmaßnahmen.

II. Weitere von der Planfeststellung umfasste  
Entscheidungen

1. Naturschutzrechtliche Entscheidungen

-
schaft im Sinne des § 14 Abs. 1 BNatSchG wird zugelassen (§ 17 
Abs. 1 und § 15 BNatSchG).

– Eine Ausnahme von § 34 Abs. 2 BNatSchG für das FFH- 

(DE 5814-303) wird unter Berücksichtigung der vorgesehenen 
Kohärenzsicherungsmaßnahmen zugelassen (§ 34 Abs. 3, 5 
BNatSchG).

III. Nebenbestimmungen, Auflagen

Dem Vorhabenträger wurden zum Wohl der Allgemeinheit und zur 
Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer die er-
forderlichen Nebenbestimmungen auferlegt, insbesondere Auf-
lagen zum Naturschutz und zum Gewässerschutz.

IV. Entscheidungen über Anträge, Stellungnahmen und 
Einwendungen sowie Zusagen

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle Stellungnahmen 
und fristgemäß eingegangenen Einwendungen entschieden wor-
den, soweit ihnen nicht durch Planänderungen oder Zusagen ent-
sprochen worden ist oder diese sich nicht auf andere Art und 
Weise im Laufe des Verfahrens erledigt haben.

V. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die vorstehende Entscheidung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung Klage beim

Hessischen Verwaltungsgerichtshof
Goethestraße 41-43
34119 Kassel

erhoben werden.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (das ist das Land Hes-
sen, vertreten durch das Hessische Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Wohnen) und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen nach Klage-
erhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst 
nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, können durch das 
Gericht zurückgewiesen werden.
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